
EFTA-Staaten

EFTA-Staaten
THOMAS PEDERSEN

Das Jahr 1990 markiert einen Wendepunkt der EG-EFTA-Beziehungen. Am 20.
Juni wurden die formellen Verhandlungen über den Vertrag zum Europäischen
Wirtschaftsraum (EWR) aufgenommen. Während der ersten Monate schritten die
Verhandlungen nur langsam voran. Die Entscheidung Schwedens vom Dezember
1990, einen Antrag auf EG-Mitgliedschaft zu stellen, hatte einen spürbaren
Einfluß auf die Verhandlungen. Mit nun zwei EFTA-Ländern, die sich aktiv auf
die Mitgliedschaft vorbereiten, wuchs der Druck auf die restlichen EFTA-Länder,
sich zu einigen und nachgiebigere Verhandlungspositionen einzunehmen. Schwe-
den und Österreich senkten erwartungsgemäß ihre Anforderungen in den EWR-
Verhandlungen. Zunehmend wird der EWR als Zwischenstadium für die Länder
wahrgenommen, die mittel- oder langfristig eine EG-Mitgliedschaft anstreben.
Während sich die Debatte über eine erweiterte europäische Integration mehr und
mehr auf die EG-Mitgliedschaft verengte, wurde in EG-Kreisen die EWR-Rege-
lung als 'letzter Halt' auf dem Weg nach Brüssel und als Mittel betrachtet,
zeitaufwendige bilaterale Verhandlungen über die Anpassung an den Binnen-
markt zu vermeiden.

Neue EFTA-Beziehungen zu Osteuropa

Ende 1989 und Anfang 1990 wurden Vorschläge entwickelt, die im Kern darauf
abzielten, die EFTA und die EWR-Regelungen als sinnvolle "Vorkammer" für
zukünftige EG-Mitglieder bzw. als Puffer zwischen der UdSSR und der EG zu
betrachten1. In der zweiten Jahreshälfte 1990 und Anfang 1991 erhielten diese
Überlegungen weiteren Auftrieb. Am 13. Juni unterzeichnete die EFTA eine
gemeinsame Kooperationserklärung mit der CSFR, Ungarn und Polen2. Diese
Erklärung schuf einen multilateralen Rahmen für verschiedene Formen der
ökonomischen, technischen und wissenschaftlichen Zusammenarbeit. Sie enthielt
darüber hinaus auch Bestimmungen über die gemeinsame Prüfung von Möglich-
keiten zur Schaffung einer Freihandelszone zwischen den drei Ländern. Im
Verlauf des Herbstes 1990 fand erstmals ein Treffen der EFTA mit den ost-
europäischen Partnern statt. Im Januar 1991 wurde der EFTA-Generalsekretär
Georg Reisch mit den Worten zitiert, daß der Abschluß eines Freihandelsabkom-
mens mit Polen, Ungarn und der CSFR zu erwarten sei und daß dieses Überein-
kommen die EFTA-Mitgliedschaft zur Folge haben könnte . Die neuen EFTA-
Beziehungen mit Osteuropa sollten im Kontext der anspruchsvolleren EG-Asso-
ziierungsabkommen mit Osteuropa betrachtet werden. Die EFTA erachtet den
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Handel und die wirtschaftliche Zusammenarbeit mit den am weitesten fortge-
schrittenen osteuropäischen Ländern als wichtig, um zu vermeiden, daß sie
gegenüber der EG in eine schlechtere Position auf den Zukunftsmärkten in
Osteuropa gerät. Aber es mag auch wichtig gewesen sein, daß die EG informell
zu erkennen gegeben hat, daß sie einen Lastenausgleich von den EFTA-Ländern
im Rahmen der breiteren EG-EFTA-Partnerschaft für Osteuropa erwartet. Die
EFTA nutzt jede Möglichkeit, ihr Profil als dauerhaftes Element der neuen
europäischen Architektur zu schärfen.

Die Verhandlungen zum EWR-Vertrag

Nachdem die explorative Phase im Frühjahr 1990 beendet wurde, eröffneten EG
und EFTA die Verhandlungen über den EWR-Vertrag im Juni 19904. Die prakti-
schen Verhandlungsschritte wurden in den vorbereitenden Gesprächen abge-
stimmt. Die Verhandlungspartner hatten eine umfangreiche Tagesordung zu
bewältigen. Zunächst befaßten sich beide Seiten mit einer Reihe wichtiger Fragen
bezüglich der vier Freiheiten. Auf diesem Gebiet war ein zentrales Problem, wie
und zu welchem Grad der EFTA und den EFTA-Länder Abweichungsregelungen
vom "acquis communautaire" gewährt werden können. Ein zweites Thema auf der
Tagesordnung war die Frage der flankierenden Politiken, insbesondere der
Zusammenhang von Wettbewerbspolitik und ökonomischem sowie sozialem
Zusammenhalt. Zum dritten gab es eine Reihe rechtlicher und institutioneller
Fragen: Hauptzankapfel war hier die Frage, wie die EFTA am Entscheidungs-
prozeß der EG beteiligt würde. Die EG bevorzugte einen "Zwei-Säulen-Ansatz",
durch welchen ein kontinuierlicher Austausch zwischen beiden Seiten geschaffen
werden könnte, während die EFTA einen gemeinsamen Entscheidungsmechanis-
mus wünschte. Ein anderes Thema war die Frage nach der Schaffung geeigneter
Überwachungsmechanismen.

Während der ersten Verhandlungsmonate blieben die Fortschritte begrenzt.
Die Aufmerksamkeit konzentrierte sich auf die EFTA-Forderungen nach dau-
erhaften Abweichungen vom "acquis". Die meisten EFTA-Länder hatten besonde-
re Wünsche. Die Schweiz beispielsweise wollte den Gesundheitssektor ausschlie-
ßen, während Island darauf bestand, EG-Regeln nicht im Fischereisektor anzu-
wenden, der 75% des isländischen Exportumsatzes ausmacht. Andere Bereiche
waren der Erwerb von Grund und Boden durch Ausländer, die Freizügigkeit für
Personen, ausländische Direktinvestitionen und der Transitverkehr .

Das Insistieren der EFTA auf einer Verknüpfung der materiellen Vertrags-
bereiche mit den Entscheidungsfragen erwies sich als Haupthindernis. Das Tref-
fen der hochrangigen EG-EFTA-Verhandlungsgruppe vom 17.—18. Oktober 1990
endete in einer Sackgasse. Wenige Tage nach dem Treffen gab die EFTA die
Absicht bekannt, die Forderungen nach Ausnahmen zu reduzieren und erklärte
ihre Bereitschaft, die Forderung nach dauerhaften Abweichungen unter der
Bedingung aufzugeben, daß die EG ihrerseits hinsichtlich des institutionellen
Rahmens ein für die EFTA akzeptables Angebot mache.
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Schwedens Bewerbung für eine EG-Mitgliedschaft

Ende Oktober nahmen die EWR-Entwicklungen eine dramatische Wende. Am 26.
Oktober 1990 kündigte die schwedische Regierung ein wirtschaftliches Notpro-
gramm an, das zugleich auch die Ankündigung enthielt, das Parlament um ein
Mandat für die EG-Mitgliedschaft zu bitten6. Die Erklärung gab der schwedi-
schen Industrie, die seit einiger Zeit aufgrund der Unsicherheiten über den Kurs
der schwedischen Europapolitik zögerte, Investitionen zu tätigen, ein klares
Signal. Die geänderte Einstellung der sozialdemokratischen Regierung muß auch
im innenpolitischen Kontext betrachtet werden. Seit 1989 verloren die Sozialde-
mokraten gegenüber den Zentrum-Rechts-Parteien in den Umfragen an Boden.
Im Verlauf des Sommers 1990 machten oppositionelle Vertreter des rechten
Spektrums die EG-Mitgliedschaft zu einem Wahlkampfthema. Sie trafen in einer
stärker EG-freundlich gestimmten öffentlichen Meinung auf eine empfängliche
Zuhörerschaft, als sie vorschlugen, Schweden solle sofort nach den Parlaments-
wahlen im September 1991 um eine EG-Mitgliedschaft nachsuchen7.

Einen deutlichen Hinweis für den Meinungswandel in der schwedischen Regie-
rung gab der Außenminister Sten Andersson, der im Anschluß an ein Treffen der
nordischen Außenminister sagte: "Wenn die Blöcke verschwinden, wird dies die
Sicherheitskooperation (in Europa) verändern; die Situation könnte eintreten, daß
wir Mitglied der EG werden"8. Die Mitgliedschaft mit den sich wandelnden Ost-
West-Beziehungen zu verknüpfen — die beim Paris-Gipfel der KSZE kodifiziert
wurden — verlieh der Regierung offenbar größeren Handlungsspielraum als die
Betonung der Bedeutung der EWR-Verhandlungen oder der Schwierigkeiten, die
mit dem Ziel der Politischen Union verknüpft sind . Ende Oktober 1990 schien
die sozialdemokratische Regierung entschlossen, der Opposition die EG-Karte
abzunehmen. Die neue, in der Oktober-Erklärung angekündigte Linie wurde in
der historischen Debatte über EG-Politik im schwedischen Parlament am 11. und
12. Dezember 1990 weiter vertieft. In der Entscheidung stimmten 289 Parlaments-
mitglieder für einen Antrag, der der Regierung erlaubte — unter der Bedingung,
die Neutralität zu wahren — eine EG-Mitgliedschaft anzustreben. Vierzig Abge-
ordnete stimmten dagegen und 22 enthielten sich der Stimme . Am 1. Juli 1991
beantragte Schweden die Aufnahme in die EG.

Nordische Reaktionen

Der Wandel der schwedischen Haltung provozierte Aktivitäten in Norwegen und
Finnland. Während inoffiziell die meisten nordischen Regierungen darin überein-
stimmten, daß ein gemeinsamer Antrag auf EG-Mitgliedschaft hilfreich im Blick
auf eine einheitliche innenpolitische Meinungsbildung zum EG-Thema sein
würde, war die Schaffung einer gemeinsamen nordischen Haltung in der Praxis
schwierig — die EG-Mitgliedsdebatte war in den einzelnen Ländern unterschied-
lich weit fortgeschritten. In Norwegen zwang die einseitige schwedische Ent-
scheidung den rechten Flügel der konservativen Syse-Regierung zu einer flexible-
ren Verhandlungsposition. Dies rief eine Auseinandersetzung mit der kleinen,
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EG-kritischen Zentrumspartei hervor und führte am 29. Oktober zum Sturz der
Regierung Syse. Ende Oktober trat Gro Harlem Brundtland die Nachfolge an.
Die neue sozialdemokratische Regierung nahm von Anfang an eine konstruktivere
Haltung zu den EWR-Verhandlungen ein. Ministerpräsidentin Brundtland er-
klärte ihre Absicht, die sogenannten Konzessionsgesetze, die den Erwerb von
Firmen- und Bankenübernahmen durch Ausländer regeln, zu ändern. Dies hatte
positive Rückwirkungen auf die EWR-Verhandlungen, da dadurch die EFTA in
die Lage versetzt wurde, ihre Forderung nach dauerhaften Ausnahmeregelungen
fallen lassen zu können. Die finnische und isländische Reaktion auf den schwedi-
schen Alleingang war dagegen durch offene Kritik geprägt. Der isländische
Außenminister sagte, daß das Endstadium der EG-EFTA-Verhandlungen nicht
der richtige Zeitpunkt sei, um über eine EG-Mitgliedschaft zu sprechen. Der
finnische Präsident Koivisto nahm eine ähnliche, allerdings noch deutlichere
Haltung ein. Er äußerte sich kritisch über die fehlende Konsultation Schwedens
mit Finnland (das traditionell in außenpolitischen Materien eng mit Schweden
zusammenarbeitet) und den übrigen nordischen Ländern über die Erklärung zur
Europapolitik. Koivisto reagierte besondes scharf auf ein Zeitungsinterview, das
der schwedische Außenminister wenige Tage nach der Regierungserklärung
gegeben hatte. In diesem Interview hatte Andersson vorgeschlagen, die Diskussion
über einen gemeinsamen nordischen EG-Beitrittsantrag nächstes Jahr zu eröffnen.
Koivisto wurde darauf mit den Worten zitiert, daß Anderssons Diskussionsvor-
schlag über einen gemeinsamen EG-Beitrittsantrag lediglich innenpolitischen
Interessen Schwedens diene und daß Schweden Finnland gedemütigt habe11.

Endphase der EWR-Verhandlungen

Die schwedische Entscheidung für einen EG-Beitrittsantrag änderte das Klima
der EWR-Verhandlungen. Von zwei der wichtigsten EFTA-Akteure konnte nur
erwartet werden, daß sie ihre Forderungen abschwächen würden, da sie eine
zweite Chance zur Problemregelung im Rahmen von Beitrittsverhandlungen
haben würden. Angesichts des angeschlagenen EFTA-Zusammenhalts, konnten
sich manche EG-Länder zudem versucht sehen, noch bessere EG-Verhandlungs-
positionen anzustreben. Der Stimmungswechsel auf dem gemeinsamen Treffen der
hochrangigen EG-EFTA-Verhandlungsgruppe Ende November war deutlich. Nach
zwei Verhandlungstagen machten die EFTA-Länder den Vorschlag, alle Forde-
rungen nach dauerhaften Abweichungen vom EG-acquis fallen zu lassen — mit
Ausnahme von zwei Bereichen: der Fischerei und dem Transitverkehr . Eine
Woche vor dem Treffen hatte die EG unerwartet neue Forderungen im Agrarbe-
reich erhoben — ein Schritt, der die Atmosphäre des Treffens belastete. Zwar
betonte die EG, daß die Landwirtschaft ein Ausnahmebereich sei, dennoch
verlangte sie nach Zugeständnissen bei einer Liste von 70 Produkten, für die der
Marktzugang erleichtert werden müßte . Mehr noch, der angekündigte EG-
Vorschlag nach einer engeren Einbeziehung der EFTA-Staaten in die EG-Ent-
scheidungsfindung wurde nicht vorgelegt.
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Neue Impulse von höchster politischer Ebene waren nötig, um die Verhandlun-
gen wieder in Gang zu bringen. Das Ausmaß der gedrückten Stimmung im EFTA-
Lager wurde deutlich, als Ende November der österreichische Außenminister
Alois Mock sagte, daß die Probleme der EWR-Gespräche entweder in den
nächsten zwei Wochen gelöst werden müßten oder die Verhandlungen gescheitert
seien . Mocks Ultimatum war die schärfste Einlassung eines ranghohen EFTA-
Vertreters. Es war nun an der EG, eine neue Initiative zu ergreifen. Der Europäi-
sche Rat vom Dezember 1990 scheint für den nötigen Impuls gesorgt zu haben.
Er rief eine gemeinsame Ministertagung für den 19. Dezember ein, um die
entscheidende Phase der EWR-Verhandlungen zu markieren. Während des
zweitägigen Treffens wurden Fortschritte bei der Frage nach dem EFTA-Einfluß
auf die für den EWR relevanten Entscheidungsprozesse erzielt. Beide Seiten
kamen überein, daß sie gleiche Chancen zur Vorbereitung von Entscheidungen
erhalten sollten, Bedenken zu jedem Zeitpunkt des Entscheidungsprozesses
äußern können und kontroverse Materien an eine höhere politische Ebene
verweisen können (Evokationsrecht) . Sowohl EG als auch EFTA charakterisier-
ten die gemeinsame Erklärung inoffiziell als Wendepunkt ("point of no return")16.
Die gemeinsame Erklärung führt die jüngsten Fortschritte auf Gebieten wie dem
institutionellen Rahmen, der Wettbewerbspolitik und der Schutzmaßnahmen auf.
Aus EG-Sicht war besonders bedeutsam, daß beide Seiten sich im Grundsatz auf
eine homogene Wettbewerbspolitik geeinigt hatten. Der Chef-Unterhändler der
EFTA-Seite, Delamuraz, verwies trotz der erreichten Ergebnisse auf eine Reihe
von verbleibenden Schwierigkeiten wie den Transitverkehr, die Fischerei, die
Entscheidungsfindung, die Mitwirkung in EG-Ausschüssen, bei Sicherheits- und
Umweltnormen und bei Schutzmaßnahmen in ausgewählten Sektoren17.

Welche Art von EWR-Vereinbarungen?

Im Verlauf des Frühjahr 1991 wurde in wachsendem Maße deutlich, daß die
Hauptprobleme der EWR-Gespräche weiter ungelöst blieben. Die Schweiz und
Finnland reagierten scharf auf die neuen EG-Forderungen im Agrarbereich; die
Versuche, die isländischen Interessen mit den iberischen Forderungen nach
Fischereigebieten auszugleichen, blieben entmutigend. Schließlich ist es aus
EFTA-Sicht der EG nicht gelungen, die erwarteten zusätzlichen Zugeständnisse
auf dem Gebiet der Entscheidungsfindung anzubieten. Die im März 1991 vor-
gelegten EG-Vorschläge wurden weitgehend als enttäuschend betrachtet. Beson-
ders in der Schweiz wurden kritische Fragen laut im Blick auf den tatsächlichen
Einfluß der EFTA-Länder auf die Entscheidungsfindung und ihre Fähigkeit, die
zukünftige EWR-Gesetzgebung abzulehnen. Der Begriff "Satellitisierung" wurde
gebraucht, um das mögliche Schicksal der EFTA-Länder im neuen Europa zu
umschreiben18. Nicht nur die verbleibenden Hindernisse sind beträchtlich, auch
der Zeitplan wird immer drängender. Allgemein wird die Einschätzung geteilt,
daß die Verhandlungen spätestens im Sommer 1991 abgeschlossen werden müs-
sen, damit der EWR-Vertrag 1993 in Kraft treten kann. Die genannten Probleme
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verstärken sich angesichts der Notwendigkeit, der harten Haltung des Europäi-
schen Parlaments entgegenzukommen. Es gibt Hinweise dafür, daß eine Mehrheit
im Parlament dem Vertrag die Zustimmung verweigern könnte, wenn dieser den
EFTA-Ländern einen größeren Einfluß auf den Entscheidungsprozeß zugesteht
als den, über den das Parlament gegenwärtig selbst verfügt . Angesichts des
politischen Prestiges, das in die Verhandlungen investiert wurde, ist nicht zu
erwarten, daß das EWR-Konzept fallengelassen wird. Wichtiger noch, viele EG-
Regierungen vertreten die Auffassung, daß die EWR-Regelungen als "letzter
Halt" für die osteuropäischen Länder auf ihrem Weg in die EG nützlich sein
könnten. Die relevantere Frage lautet jedoch: Welche Vereinbarungen werden bei
den Verhandlungen zustande kommen können? Es ist möglich, daß die ursprüng-
lich auf eine weitreichende EWR-Vereinbarung ausgelegten Verhandlungen zu
einem "engen" Abkommen führen werden, das im wesentlichen die vier Freiheiten
abdeckt.

Die Mitgliedsdebatte in den EFTA-Ländern

Während die EWR-Gespräche sich hinzogen, verstärkte die schwedische Regie-
rung ihre Vorbereitungen für die EG-Mitgliedschaft. Schwedens Antrag könnte
gemeinsam mit dem Österreichs geprüft werden. Es wird erwartet, daß die Kom-
mission ihre "Stellungnahme" zu Österreichs Beitrittsgesuch im Herbst 1991
äußern wird. Die schwedische Entscheidung über die Mitgliedschaft hat — wie
bereits dargelegt — einen beträchtlichen Einfluß nicht nur auf die EWR-Gesprä-
che, sondern auch auf die Mitgliedsdebatte in den übrigen EFTA-Ländern. Im
Verlauf der letzten sechs Monate hat die Beitrittsoption Schwedens eine erhitzte
Debatte in Skandinavien ausgelöst. Dies gilt für die Frage der EG-Mitgliedschaft
im allgemeinen und die eines gemeinsamen Antrages der nordischen EFTA-
Länder im besonderen. Meinungsumfragen vermitteln den Eindruck eines kon-
tiniuierlichen Erwärmens für eine EG-Mitgliedschaft in fast allen EFTA-Ländern.
Der Sympathieanstieg für die EG ist in Schweden am spektakulärsten. Eine
Umfrage, die in der Tageszeitung Dagens Nyheter zitiert wird und vom politikwis-
senschaftlichen Institut Göteborg durchgeführt wurde, zeigte, daß etwa 61% der
Schweden für eine EG-Mitgliedschaft sind. Im Jahr 1989 betrug der Prozentsatz
der EG-Sympathisanten 39%; 1987 lag dieser Anteil noch bei 21% 2 0 .

Auch in der öffentlichen Meinung Finnlands ist eine größere Sympathie für die
EG festzustellen, allerdings gibt es kaum Umfragen zu diesem Thema, und das
Wissen über die EG ist zudem sehr begrenzt. Vertreter der finnischen Regierung
betonen, daß diese Frage in der finnischen Innenpolitik noch nicht thematisiert
wird. Interessanterweise zeigen die vorhandenen Umfragen, daß die Gruppe der
"Unentschlossenen" den größten Anteil in der finnischen Bevölkerung stellt.
Finnische Politik und politische Kultur ist mehr als in Schweden zentralisiert. Es
gibt eine Tradition des Schulterschlusses, wenn die Nation mit großen Heraus-
forderungen konfrontiert wird.
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In Norwegen (und Island) ist die EG-Frage offen. Eine Umfrage, die Anfang
März 1991 veröffentlicht wurde, brachte zum Vorschein, daß 34% der Norweger
einen EG-Beitritt wünschen, während 30% dagegen sind21. Neuere Zahlen zeigen,
daß das Pro-EG-Lager wächst . Allerdings gibt es auch Anzeichen dafür, daß das
"Gegenlager" wachsende Unterstützung gewinnt. Die öffentliche Debatte in
Norwegen konzentriert sich bisher auf die EWR-Gespräche. Solange die norwegi-
sche Bevölkerung in zwei ungefähr gleich große Gruppen im Blick auf eine EG-
Mitgliedschaft gespalten ist, werden die Sozialdemokraten vermutlich vor einem
Beitritt zurückscheuen; sie befürchten eine Wiederholung der Erfahrung von
1972. Damals löste die Kampagne für das EG-Beitrittsreferendum eine tiefe
Spaltung innerhalb der norwegischen Sozialdemokraten aus.

Die Schweiz ist von den Entwicklungen des letzten Jahres nicht unberührt
geblieben. Die Enttäuschung über die EWR-Verhandlungen ist in der Schweiz
besonders stark, vielleicht weil die anfänglichen Erwartungen recht hoch waren.
Daneben lichten die jüngsten Entwicklungen in Skandinavien die Reihen der
Befürworter einer Schweizer "splendid-isolation". Die Schweizer sozialdemokrati-
sche Partei (SPS) hat sich unter bestimmten Bedingungen für eine EG-Mitglied-
schaft ausgesprochen . Insgesamt jedoch scheint es einen beträchtlichen Wider-
stand dagegen zu geben.

Erweiterung und Neutralität

Die Frage der Neutralität und der EG-Mitgliedschaft scheint das beherrschende
Thema der Debatte über eine breitere europäische Integration in den kommen-
den Jahren zu werden. Die EG hat nicht die Absicht, Fortschritte bei der Politi-
schen Union zu gefährden. Im Bewußtsein des Drucks auf Erweiterung wollen
einige einflußreiche Mitgliedstaaten festschreiben, daß die Verteidigungskoopera-
tion zu den langfristigen Zielen der EG gehört. Wenn Formulierungen zur Ver-
teidigungskooperation im Vertrag zur Politischen Union enthalten sind, werden
neutrale Mitglieder nicht in der Lage sein, ein Veto gegen Schritte zur Schaffung
einer europäischen Verteidigung einzulegen. Dies konfrontiert neutrale Beitritts-
kandidaten mit herausfordernden Fragen. Kurzfristig werden verteidigungspoliti-
sche Materien sicherlich im restriktiveren WEU-Rahmen behandelt werden, was
das Dilemma der Neutralen verschieben wird. Aber mittelfristig werden die
neutralen Ländern den verteidigungspolitischen Fragen nicht ausweichen können.
Teile der schwedischen Führung scheinen sich dessen bewußt zu sein. Interessan-
terweise hat die in Schweden einflußreiche liberale Partei (Folkpartiet) sich für
eine schwedische Beteiligung an einer europäischen Verteidigungsunion ausge-
sprochen mit der Begründung, daß Schweden das gleiche Interesse an einer engen
Verteidigungskooperation wie Frankreich habe . Die schwedische Europa- und
Sicherheitspolitik befindet sich offensichtlich im Wandel. Finnland scheint in
dieser Hinsicht eine pessimistischere Haltung einzunehmen. Die Debatte über
Neutralität und EG-Mitgliedschaft hat gerade begonnen. Es bleibt abzuwarten, ob
es den neutralen EFTA-Ländern gelingt, ihre Haltung zu Sicherheitsfragen so zu
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ändern, daß die Mitgliedschaft in einer Europäischen Union zu einer attraktiven
Option wird. Eine Möglichkeit läge darin, den nordischen Neutralen einen beson-
deren Status zu geben, der mit dem französischen Status innerhalb der NATO
vergleichbar wäre. Die Debatte in den EFTA-Ländern und der EG fügt sich in
die größere Debatte über die EG-Erweiterungspolitik in einem neuen Europa ein.
Manche stellen die Frage, ob es sinnvoll sei, eine Gemeinschaft von 20 oder mehr
Mitgliedern ins Auge zu fassen. Die richtige Frage scheint aber zu sein: Gibt es
eine realistische Alternative zur legitimen Forderung an die EG, die Erwartungen
der Völker in Mittel- und Osteuropa zu erfüllen?
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